
Welches gesellschaftliche Klima wollen wir künftig?
Eine nüchterne Betrachtung zur politischen Entwicklung in Österreich

Die politische Stimmung in Österreich ist in Bewegung. Viele Menschen spüren Unsicherheit, Unzu-
friedenheit und ein wachsendes Misstrauen gegenüber Politik, Medien und Institutionen. Gleichzeitig
gewinnen Parteien mit stark vereinfachenden Botschaften an Zustimmung. Besonders die Freiheitliche
Partei Österreichs (FPÖ) mit ihrem Vorsitzenden Herbert Kickl prägt den politischen Diskurs zuneh-
mend. Diese Entwicklung wirft eine zentrale Frage auf: 

Geht es um parteipolitische Richtungen – oder um gesellschaftliches Klima, in dem wir leben wollen?

Dieser Text versucht, die Lage sachlich und verständlich einzuordnen.

1. Politische Richtung: Was ist realistisch zu erwarten?
Die FPÖ vertritt Positionen, die politikwissenschaftlich als rechtspopulistisch und national-konser-
vativ eingeordnet werden. Ihre Schwerpunkte liegen bei:

• sehr restriktiver Migrations- und Asylpolitik
• starker Betonung von Sicherheit, Ordnung und nationaler Identität
• Kritik an EU-Strukturen und internationalen Institutionen
• Skepsis gegenüber Medien, NGOs und etablierten politischen Eliten
• Forderungen nach stärkerer Exekutive und mehr „direkter Demokratie“

Wichtig ist dabei eine nüchterne Unterscheidung: Eine FPÖ-geführte Regierung würde mit hoher 
Wahrscheinlichkeit keine Diktatur errichten und die Demokratie nicht formell abschaffen. Öster-
reichs Verfassung, die Gerichte, die EU-Mitgliedschaft und internationale Verpflichtungen setzen klare 
Grenzen. Gleichzeitig ist realistisch, dass sich der politische Stil verändern würde:

• stärker polarisiert
• stärker personalisiert
• konfliktorientierter
• weniger dialogisch
• skeptischer gegenüber 

unabhängigen Institutionen

Nicht der formale Rechtsstaat wäre zuerst bedroht, sondern die politische Kultur.

2. Menschenrechte: Formell stabil, praktisch unter Druck

Österreich ist durch Verfassung, EU-Recht und Europäische Menschenrechtskonvention gebunden. 
Eine Regierung kann Grundrechte nicht einfach abschaffen. Daher gilt:

• Religionsfreiheit bleibt bestehen
• Pressefreiheit bleibt bestehen
• Meinungsfreiheit bleibt bestehen
• Gerichte bleiben formal unabhängig

Die entscheidende Veränderung läge jedoch in der praktischen Gewichtung:
• Rechte von Migranten und Asylwerbern würden restriktiver ausgelegt
• NGOs und kritische Organisationen könnten stärker unter politischen Druck geraten
• Medien – insbesondere der ORF – könnten politisch stärker angegriffen 

oder umgestaltet werden
• Minderheiten würden gesellschaftlich weniger geschützt
• Polizei und Überwachung könnten ausgeweitet werden
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Das ist eine schleichende Verschiebung von liberaler Schutzorientierung hin zu Ordnung und 
Kontrolle, kein abrupter Systembruch.

3. Wirtschaft, Sozialsystem, Gesundheit, Pensionen

Auch hier lohnt Nüchternheit.

Wirtschaft

Wahrscheinlich wäre ein Kurs zwischen wirtschaftsliberal und sozialpopulistisch:

• Entlastungen für Betriebe und Erwerbstätige
• Betonung „Österreich zuerst“
• mögliche Konflikte mit EU-Partnern
• Unsicherheit für internationale Investoren

Kein wirtschaftlicher Zusammenbruch, aber auch keine nachhaltige Aufbruchsstimmung.

Gesundheitssystem

• Öffentliche Krankenversicherung bleibt bestehen
• Spitäler bleiben öffentlich
• Keine US-Verhältnisse

Aber wahrscheinlich:
• mehr Kostendruck
• längere Wartezeiten
• stärkere Bedeutung privater Zusatzangebote
• weniger Fokus auf Prävention 

und psychosoziale Versorgung

Pensionen

Bestehende Pensionen sind politisch nahezu unantastbar. Kurzfristig wären keine Kürzungen zu erwar-
ten. Mittelfristig aber:

• erschwerter Zugang zu Frühpension
• faktische Erhöhung des Pensionsantrittsalters
• mehr Druck zu privater Vorsorge

Sozialsystem

Tendenziell:

• stärkere Bindung sozialer Leistungen 
an Staatsbürgerschaft

• härtere Regeln für Arbeitslose
• mehr Betonung von „Leistung“
• weniger Unterstützung für 

besonders verletzliche Gruppen

Das trifft vor allem sozial Schwache, psychisch Belastete, Alleinerziehende und Menschen ohne stabile
Erwerbsbiografie.
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4. Gesellschaftliches Klima: Der eigentliche Kern

Die tiefgreifendste Veränderung wäre weniger im Gesetzestext zu spüren als im Alltag:

• rauerer Umgangston
• stärkeres Freund-Feind-Denken
• Misstrauen gegenüber Medien, Wissenschaft und Institutionen
• mehr Polarisierung in Familien, Vereinen und Gemeinden
• weniger Bereitschaft, komplexe Fragen differenziert zu betrachten

Demokratien kippen heute selten durch Putsch. Sie verändern sich durch schleichenden Vertrauens-
verlust, durch Verrohung der Sprache und durch Erosion gemeinsamer Gesprächsgrundlagen.

5. Wahrscheinlichkeiten für die kommenden Jahre

Nach aktueller Lage lassen sich die Entwicklungen so einschätzen:

• Wahrscheinlichkeit, dass die FPÖ bei der nächsten Wahl 
stärkste Partei wird: ca. 60–70 %

• Wahrscheinlichkeit, dass sie den Kanzler stellt 
(in Koalition): ca. 45–55 %

• Wahrscheinlichkeit einer Regierung ohne FPÖ: ca. 30–40 %
• Wahrscheinlichkeit eines autoritären Systembruchs: unter 5 %

Die Entwicklung ist offen – sie hängt stark ab von:

• wirtschaftlicher Lage
• internationaler Krisenentwicklung
• Qualität der politischen Konkurrenz
• Mobilisierung der Zivilgesellschaft
• Fehlern oder Skandalen innerhalb der FPÖ

6. Die entscheidende Frage ist keine parteipolitische

Die eigentliche Frage lautet:
„Welches gesellschaftliche Klima wollen wir künftig?“

Wollen wir ein Klima:

• des Vertrauens oder des Misstrauens?
• der Differenzierung oder der Vereinfachung?
• der Achtung vor Schwachen oder der Härte gegen Schwache?
• des Dialogs oder der Polarisierung?
• der Selbstkritik der Macht oder der Personalisierung der Macht?

Diese Fragen betreffen nicht nur Wähler, sondern alle Bürger – unabhängig von Parteibindung.

7. Ein nüchternes Fazit

Österreich steht nicht vor dem Zusammenbruch. Demokratie wird nicht verschwinden. Institutionen sind
stabil. Aber Österreich steht vor einer Richtungsentscheidung der politischen Kultur:

Wird die Gesellschaft kälter oder solidarischer? Wird Sprache differenzierter oder grober? Wird
Macht stärker kontrolliert oder stärker personalisiert? Wird das Gemeinsame gestärkt oder das
Trennende?
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Diese Fragen entscheiden nicht  allein Parteien, sondern auch das Verhalten jedes Einzelnen – im
Gespräch, im Umgangston, im Dorf, im Verein, in der Familie. Vielleicht liegt gerade darin die eigent-
liche Verantwortung unserer Zeit..

Anhang 
Politische Wahrscheinlichkeiten und gesellschaftliche Auswirkungen - Vorbemerkung

Die folgenden Tabellen und Einschätzungen beruhen nicht auf parteipolitischer Werbung, sondern auf:

• politikwissenschaftlicher Erfahrung
• vergleichbaren Entwicklungen in europäischen Ländern
• österreichischen Strukturbedingungen
• sozialwissenschaftlicher Logik

Es geht nicht um Gewissheiten, sondern um wahrscheinliche Tendenzen.

1. Grundannahme: Wahrscheinlichkeit derzeit in Richtung FPÖ

Nach derzeitigem Stand 2026 ist sachlich festzuhalten:

• Die FPÖ liegt seit Monaten in Umfragen deutlich vorne.
• Die traditionellen Parteien (ÖVP, SPÖ) finden bislang 

keine überzeugende gemeinsame Erzählung.
• Migration, Teuerung und Unsicherheit bleiben zentrale Themen.
• Politische Stimmungen verändern sich nur langsam.

Daraus ergibt sich eine realistische Einschätzung:

Die Wahrscheinlichkeit, dass die FPÖ bei der nächsten Nationalratswahl stärkste Partei wird,
liegt derzeit bei rund 60–70 %. Die Wahrscheinlichkeit, dass sie den Kanzler stellt (in 
Koalition), bei etwa 45–55 %. Diese Einschätzung ist keine Prognose, sondern eine 
Trendbewertung.

Tabelle 1: Ordnung und Kontrolle versus Freiheit und Pluralismus

Politischer
Schwerpunkt

Wahrscheinliche 
Entwicklung

Sachliche 
Erklärung

Sicherheit
Mehr Polizeibefugnisse, stärkere

Überwachung

Ordnungspolitische Parteien priorisieren
Prävention und Kontrolle gegenüber

individueller Freiheit.

Migration Deutlich restriktivere Politik
Migration gilt als zentrales

Mobilisierungsthema, daher politisch
besonders stark verschärft.

Justiz & Kontrolle
Mehr politischer Druck auf

Institutionen
Populistische Politik sieht Institutionen oft als

Hindernis des „Volkswillens“.

Medien
Kritischeres Verhältnis zum ORF,
mehr politischer Einflussversuch

Medien werden als Machtfaktor
wahrgenommen und daher stärker bekämpft

oder umgebaut.

Meinungsfreiheit Formal unverändert
Grundrechte bleiben bestehen, aber
gesellschaftliches Klima wird rauer.

Demonstrationen
Strengere Auflagen, härteres

Vorgehen
Ordnungspolitik priorisiert öffentliche Ruhe vor

Protestfreiheit.
Gesellschaftliches

Klima
Mehr Polarisierung, weniger

Dialog
Freund-Feind-Narrative vereinfachen Politik,

schwächen aber Differenzierung.

Zusammengefasst: Nicht der Rechtsstaat wird aufgehoben, sondern der Schwerpunkt verschiebt sich 
von Freiheit und Pluralismus hin zu Ordnung und Kontrolle.
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Tabelle 2: Auswirkungen auf gesellschaftliche Gruppen
Industrie – Gewerbe – Landwirtschaft – Arbeiter & Angestellte

Gruppe
Wahrscheinliche
Auswirkungen

Sachliche Erklärung

Industrie
Kurzfristig stabil, langfristig

unsicherer bei EU-Konflikten
Industrie ist stark exportabhängig. Politische
Konflikte mit EU schaden Investitionsklima.

Gewerbe / KMU
Teilweise Vorteile 

durch Bürokratieabbau
Kleine Betriebe profitieren oft von vereinfachten

Regeln und Steuersenkungen.

Landwirtschaft Symbolisch stark unterstützt
Landwirtschaft ist kulturell und politisch stark mit

konservativ-nationalen Milieus verbunden.

Arbeiter Sozialpolitisch ambivalent
Rhetorisch stark angesprochen, praktisch aber

stärkerer Druck auf Leistung und Arbeitsdisziplin.

Angestellte Wenig direkte Veränderung
Mittelschicht bleibt weitgehend stabil, spürt aber

Verschärfung im gesellschaftlichen Klima.
Sozial

Schwache
Wahrscheinlich 

stärkere Belastung
Strengere Sozialpolitik trifft vor allem 

vulnerable Gruppen.

Selbstständige Eher leicht positiv
Entlastung, weniger Regulierung, 

mehr Betonung von Eigenverantwortung.

Schlüsselmechanismus: Die Politik tendiert dazu, Leistung, Ordnung und Selbstverantwortung zu stär-
ken, während strukturelle soziale Unterstützung zurücktritt.

Tabelle 3: Auswirkungen auf evangelische und katholische Religionsgemeinschaften
Differenziert nach Land und Stadt

Bereich
Evangelische

Kirche
Katholische 

Kirche
Erklärung

Landgemeinden
Stabil bis leicht

positiv
Stabil bis leicht

positiv

Tradition, Heimatbezug und
Werteorientierung korrespondieren 

mit konservativer Politik.

Stadtgemeinden
Eher Distanz,
besonders bei

jüngeren Mitgliedern

Eher Distanz,
besonders bei

jüngeren Mitgliedern

Urbanere Milieus reagieren sensibler
auf autoritäre und exkludierende

Tendenzen.

Kirchliche
Sozialarbeit

Potenziell 
unter Druck

Potenziell 
unter Druck

Wenn Migration und soziale Arbeit
politisch abgewertet werden, geraten

diakonische Tätigkeiten in
Spannungsfelder.

Religionsfreiheit Formal stabil Formal stabil
Keine realistische Einschränkung 

der christlichen Religionsausübung.

Gesellschaftliches
Klima

Polarisierung wirkt
belastend

Polarisierung wirkt
belastend

Kirchen verlieren ihre Rolle als
Brückenbauer, wenn gesellschaftliche

Fronten verhärten.

Austrittszahlen – realistische Tendenz

Entwicklung Wahrscheinlichkeit Begründung
Anstieg kirchlicher 
Austritte insgesamt

Mittel bis hoch
Gesellschaftliche Polarisierung verstärkt 

Distanz zur Institution Kirche.

Stärkerer Austritt in Städten Hoch
Urbanes Milieu reagiert kritischer auf 

konservative politische Nähe.
Stabilere Mitgliederzahlen 

am Land
Mittel

Tradition, Gemeinschaft und soziale 
Einbindung stabilisieren Bindung.
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Entwicklung Wahrscheinlichkeit Begründung
Politische Instrumentali-

sierung der Kirchen
Gering bis mittel

Kirchen werden nicht zentraler politischer Akteur,
aber geraten gelegentlich in Erwartungsdruck.

Sachlich formuliert: Die Kirchen geraten nicht in Gefahr – aber sie könnten weiter an gesellschaftlicher 
Mitte verlieren, wenn sie als parteinah wahrgenommen werden oder ihre Rolle als kritische moralische 
Instanz schwächen.

Gesamtfazit:  Die Entwicklung in Richtung FPÖ bedeutet mit hoher Wahrscheinlichkeit

• keine Abschaffung der Demokratie
• keine massive Bedrohung für Mehrheitsbevölkerung
• aber eine Verschiebung des gesellschaftlichen Klimas
• eine Belastung für Schwächere und Minderheiten
• eine Zunahme von Polarisierung und Vereinfachung
• und eine Herausforderung für Institutionen, die auf Ausgleich, 

Differenzierung und Solidarität setzen – darunter auch Kirchen

Die politische Zukunft Österreichs entscheidet sich weniger in Gesetzen als in der Frage, ob 
Vertrauen, Maß und Differenzierung erhalten bleiben – oder ob Misstrauen, Polarisierung 
und Vereinfachung zur neuen Normalität werden.

Anhang
Bedeutung der politischen Entwicklung für Vereinsleben am Land 

und soziale Integration neuer Gemeindebürger

Vorbemerkung

Das gesellschaftliche Klima zeigt sich nicht nur in Politik und Medien, sondern besonders deutlich im
alltäglichen Zusammenleben: im Wirtshaus, im Sportverein, bei der Feuerwehr, im Kirchenchor, im
Musikverein  oder  bei  Dorffesten.  Gerade  am  Land  sind  Vereine  und  persönliche  Netzwerke  das
tragende soziale Fundament der Gemeinschaft.

1. Vereinsleben am Land – Stabilität mit veränderten Spannungen

Grundsätzlich gilt: Das Vereinswesen in Österreich ist historisch stabil und wird durch keine demokra-
tische Regierung gefährdet. Aber das gesellschaftliche Klima wirkt sich indirekt aus.

Tabelle 4 Auswirkungen auf das Vereinsleben

Bereich
Wahrscheinliche

Entwicklung
Sachliche 
Erklärung

Traditionelle Vereine
(Feuerwehr, Musik, Sport)

Bleiben stabil
Diese Strukturen beruhen auf persönlichem

Engagement, nicht auf Parteipolitik.

Freiwilliges Engagement
Leicht rückläufig

möglich
Polarisierung und Misstrauen können
Bereitschaft zur Mitarbeit schwächen.

Politische Gespräche im
Verein

Zunahme von
Spannungen

Gesellschaftliche Polarisierung zeigt sich 
oft zuerst im persönlichen Umfeld.

Neutralität von Vereinen Wird wichtiger
Vereine, die bewusst überparteilich bleiben,
bewahren am ehesten ihre Integrationskraft.

Gemeinschaftsgefühl Tendenziell fragiler
Wenn Freund-Feind-Denken zunimmt, 

leidet das Gefühl von Zusammengehörigkeit.
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Kernaussage: Vereine bleiben bestehen – aber ihr Charakter kann sich verändern: von offenen Ge-
meinschaften hin zu vorsichtigeren, konfliktsensibleren Räumen.

2. Soziale Kontakte und Integration neuer Gemeindebürger

Für Menschen, die neu in eine Gemeinde ziehen – sei es aus einer anderen Region, aus dem Ausland 
oder aus der Stadt –, ist das soziale Klima entscheidend. Hier zeigen Erfahrungen aus vergleichbaren 
gesellschaftlichen Entwicklungen klare Muster.

Tabelle 5: Integration neuer Gemeindebürger

Aspekt
Wahrscheinliche

Entwicklung
Sachliche Erklärung

Aufnahmebereitschaft Uneinheitlicher
In polarisierten Zeiten entscheidet stärker die

persönliche Haltung einzelner Menschen.

Integration durch Vereine
Weiterhin wichtigste

Brücke
Sport, Feuerwehr, Musik und Kirche bleiben

zentrale Integrationsorte.
Misstrauen gegenüber

„Fremden“
Kann zunehmen

Politische Debatten über Migration verstärken
Sensibilität gegenüber allem Unbekannten.

Sprachliche und kulturelle
Unterschiede

Stärker bewertet
In konservativerem Klima wächst Erwartung an

schnelle Anpassung.
Chancen für gut integrierte

Zugezogene
Bleiben gut

Wer sich engagiert und sichtbar einbringt, wird
weiterhin Anerkennung finden.

Sachlich formuliert: Integration gelingt auch künftig – aber sie wird stärker als früher von persönlicher 
Anpassungsleistung und Engagement abhängig sein.

3. Wer ist besonders betroffen?
Eher gut integriert bleiben:

• Familien, die sich aktiv in Vereine einbringen
• Menschen mit regionaler Sprachkompetenz
• Personen mit sichtbarem Engagement 

(Feuerwehr, Elternverein, Kirche, Sport)
• Zugezogene mit ähnlichem kulturellem Hintergrund

Eher Schwierigkeiten erleben:

• Menschen mit geringer Sprachkompetenz
• Personen, die sich bewusst außerhalb von 

Vereinsstrukturen halten
• Familien, die kulturell stark abweichen
• politisch stark engagierte Personen in 

polarisierten Themen

Das ist keine politische Entscheidung, sondern eine soziale Dynamik, 
die in angespannten Zeiten zunimmt.

4. Rolle von Kirche und Zivilgesellschaft am Land

Kirchen, Vereine und engagierte Einzelpersonen behalten eine Schlüsselrolle:
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• Sie können Brücken bauen
• sie können Räume für respektvolle Begegnung schaffen
• sie können Integration ermöglichen
• sie können Gesprächskultur fördern

Oder – wenn sie sich polarisieren lassen – selbst Teil der Spaltung werden.

In nüchterner Form:

Die Zukunft des gesellschaftlichen Klimas entscheidet sich weniger in Wien als im Dorf, im 
Verein und im persönlichen Umgang.

5. Realistisches Fazit

Für das Leben am Land bedeutet die politische Entwicklung mit hoher Wahrscheinlichkeit:

• Die Dorfgemeinschaften bleiben bestehen.
• Vereine bleiben das Rückgrat des sozialen Lebens.
• Persönliche Beziehungen bleiben wichtiger als politische Programme.
• Aber: Polarisierung kann das Vertrauen zwischen Menschen spürbar belasten.
• Neue Gemeindebürger müssen sich stärker aktiv integrieren als früher.

In einem sachlichen Satz zusammengefasst: Nicht Strukturen des ländlichen Lebens werden 
verschwinden, aber es kann sich die Atmosphäre  verändern – je nachdem, ob Offenheit oder 
Misstrauen das Zusammenleben prägen.

Kurzer Anhang
Zum Begriff „Volkskanzlerschaft“ und zur Rolle des Bundespräsidenten

1. Was bedeutet „Volkskanzlerschaft“?

Der Begriff „Volkskanzler“ ist kein verfassungsrechtlicher Begriff in Österreich. Er stammt nicht aus
dem Bundes-Verfassungsgesetz und beschreibt keine offizielle Funktion. Es handelt sich um eine 
politische Selbstbezeichnung, die eine bestimmte Haltung ausdrücken soll. Sachlich verstanden 
meint „Volkskanzlerschaft“:

• eine besonders starke personelle Identifikation zwischen Kanzler und Wählerschaft,
• den Anspruch, unmittelbar den „Willen des Volkes“ zu vertreten,
• eine stärkere Betonung von Direktheit, Führung und Durchsetzungskraft,
• oft verbunden mit Kritik an Parteien, Institutionen und Vermittlungsstrukturen.

Inhaltlich steht der Begriff daher weniger für eine juristische Änderung des Systems, sondern für eine 
Verschiebung des politischen Stils:

• weg von Kompromiss und institutioneller Balance,
• hin zu Personalisierung, Führung und direktem Machtanspruch.

Mögliche Auswirkungen einer solchen Haltung

Realistisch zu erwarten wäre nicht eine Änderung der Verfassung, sondern vor allem:

• stärkere Personalisierung der Politik,
• erhöhte Spannung zwischen Regierung und Parlament,
• zunehmende Kritik an Gerichten, Medien und Kontrollinstitutionen,
• politischer Druck auf bestehende Ausgleichsmechanismen.
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Kurz gesagt: Die „Volkskanzlerschaft“ verändert nicht automatisch das System, aber sie verändert den 
politischen Umgangston und das Verständnis von Macht und Verantwortung.

2. Die Rolle des Bundespräsidenten – historischer Ursprung und Bedeutung

Die Funktion des Bundespräsidenten geht historisch tatsächlich auf die Zeit der Monarchie und ihrer
Nachfolgeordnungen zurück. Nach dem Ende der Monarchie 1918 stand die junge Republik vor der 
Frage: Wer übernimmt die Rolle des überparteilichen Staatsoberhauptes, die zuvor der Kaiser 
innehatte? Die Lösung war die Einführung des Amtes des Bundespräsidenten:

• als Ersatz für das monarchische Staatsoberhaupt,
• aber demokratisch legitimiert (heute durch Direktwahl),
• mit der Aufgabe, Stabilität, Ausgleich und Kontinuität zu sichern.

Sachlich bedeutet das: Der Bundespräsident ist nicht primär politischer Gestalter, sondern:

• Hüter der Verfassung
• Garant für Stabilität
• formaler Ernennungs- und 

Entlassungsfaktor der Regierung
• bewusst über den Parteien stehend

In politisch polarisierten Zeiten kommt dieser Rolle besondere Bedeutung zu:

Der Bundespräsident ist eine institutionelle Bremse gegen Machtkonzentration 
und soll verhindern, dass eine einzelne politische Richtung alle Staatsfunktionen dominiert.

3. Bedeutung für das politische System

Beide Begriffe stehen somit in einem gewissen Spannungsverhältnis:

Volkskanzlerschaft Rolle des Bundespräsidenten
Betonung starker Führung Betonung institutioneller Balance
Personalisierung der Macht Überparteiliche Stabilisierung

Direkter Machtanspruch Moderierende, begrenzende Funktion
Skepsis gegenüber Institutionen Schutz der Institutionen

Sachlich formuliert: Je stärker Politik auf „Volkskanzlerschaft“ setzt, desto wichtiger wird die Rolle des 
Bundespräsidenten als Ausgleichs- und Stabilitätsfaktor.

Fazit   Der  Begriff  „Volkskanzler“  ändert  nicht  die  Verfassung,  aber  er  verändert  das  politische
Selbstverständnis  von  Führung.  Der  Bundespräsident  hingegen verkörpert  bewusst  das  Gegenteil:
Zurückhaltung, Ausgleich und institutionelle Stabilität – eine Rolle, die historisch aus der Monarchie
hervorging, heute aber eine demokratische Schutzfunktion erfüllt. In politisch bewegten Zeiten bleibt
diese Balance für das Funktionieren der Demokratie von zentraler Bedeutung.

Ergänzung Auswirkungen auf die demokratische Kultur 
und vergleichbare Länder in der EU

Auswirkungen auf die demokratische Kultur

Die spürbarste Veränderung bei einer stärker populistisch geprägten Politik betrifft weniger Gesetze als
die demokratische Alltagskultur. Realistisch zu erwarten wären:
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• mehr Polarisierung im öffentlichen Gespräch („wir“ gegen „die anderen“)
• sinkende Bereitschaft zum sachlichen Zuhören und zum Kompromiss
• wachsendes Misstrauen gegenüber Medien, Wissenschaft und Institutionen
• stärkere Personalisierung politischer Debatten
• geringere Wertschätzung für parlamentarische Verfahren und komplexe Entscheidungsprozesse

Sachlich formuliert:

Die Demokratie bleibt formal intakt, aber ihre kulturelle Substanz – Dialogfähigkeit, Respekt, 
Differenzierung – kann erodieren.

Demokratien schwächen sich heute meist nicht durch einen Bruch, sondern durch eine allmähliche 
Verarmung der Gesprächskultur.

Welche Länder in der EU wären dann mit Österreich vergleichbar?

Sollte sich Österreich politisch stärker in Richtung FPÖ entwickeln, wären folgende Länder am ehesten 
vergleichbar:

• Italien (unter Giorgia Meloni)
Nationalkonservative Regierung, rhetorisch scharf, institutionell aber bisher weitgehend im 
demokratischen Rahmen geblieben.
→ Wahrscheinlichstes Vergleichsmodell für Österreich.

• Slowakei (unter Robert Fico)
Polarisierte Gesellschaft, Misstrauen gegenüber Medien, stärkerer politischer Druck auf 
Institutionen.
→ Mögliches Warnsignal für gesellschaftliches Klima.

• Polen (PiS-Regierung bis 2023)
Deutliche Konflikte mit Justiz und EU, aber weiterhin funktionierende Wahlen und 
Regierungswechsel.
→ Beispiel für schleichende institutionelle Verschiebungen.

• Ungarn (Orbán)
Deutlich stärkerer Umbau von Medien, Justiz und Institutionen zugunsten der Regierung.
→ Extremfall innerhalb der EU, weniger wahrscheinlich für Österreich, aber als 
Entwicklungslinie denkbar, wenn Kontrollmechanismen dauerhaft geschwächt würden.

Sachlich zusammengefasst:

Österreich würde sich bei einer FPÖ-dominierten Entwicklung eher in Richtung Italien oder 
Slowakei bewegen – nicht in Richtung autoritäres System, aber spürbar weg von einer 
offenen, dialogorientierten politischen Kultur.

Die entscheidende Veränderung beträfe nicht die formale Demokratie, sondern die Frage, ob
Österreich eine Kultur des Dialogs und der Differenzierung bewahrt – oder schrittweise in ein
Klima von Misstrauen, Polarisierung und politischer Vereinfachung gleitet.
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Sachliche Bildinterpretation

Die Illustration stellt eine symbolische Weggabelung für Österreichs gesellschaftliche Entwick-
lung dar. Im Zentrum steht ein Wegweiser mit zwei Richtungen:

• „ORDNUNG & KONTROLLE“
• „FREIHEIT & DEMOKRATIE“

Darüber befindet sich eine Wahlurne in den österreichischen Nationalfarben, die verdeutlicht, dass die
Richtung nicht von außen bestimmt wird,  sondern durch  demokratische Entscheidungen der Bevöl-
kerung. Die beiden Seiten des Bildes zeigen unterschiedliche gesellschaftliche Stimmungen:

• Auf der einen Seite: sichtbar stärkere Präsenz von Ordnungskräften, distanziertere Atmosphäre, 
stärkere Symbolik von Kontrolle und staatlicher Autorität.

• Auf der anderen Seite: offene Gesprächssituationen, soziale Begegnungen, Alltagsleben in 
ruhiger Umgebung, symbolisch für Dialog, gesellschaftliche Offenheit und ziviles Miteinander.

Wichtig  ist:  Das  Bild  zeigt  keine  guten  und  bösen  Menschen,  sondern  zwei  unterschiedliche
gesellschaftliche Schwerpunkte, die beide real existieren und politisch diskutiert werden.

Die Illustration verdeutlicht, dass die politische Entwicklung Österreichs weniger eine Frage 
einzelner Parteien ist, sondern eine Entscheidung darüber, ob gesellschaftlich eher Ordnung
und Kontrolle oder eher Offenheit, Dialog und demokratische Kultur betont werden sollen.

Die Darstellung verweist auch auf die Rolle der Bürokratie: Unabhängig von der politischen Richtung
empfinden viele  Bürger  die  bestehende Verwaltung bereits  als  übermäßig komplex und belastend.
Politisch wird daher weniger über „mehr oder weniger Staat“ gestritten, sondern auch darüber, ob Kon-
trolle und Regulierung weiter ausgebaut oder ob Verfahren vereinfacht und Entscheidungswege ver-
kürzt  werden sollen.  Die  Illustration macht  zudem sichtbar,  dass politische Entscheidungsprozesse
zunehmend von einzelnen Personen und Führungsfiguren geprägt werden, während die Rolle klassi-
scher Institutionen wie Parlamente, Parteien und vermittelnder Strukturen an Gewicht verliert.

© Norbert Rieser 11 / 12

https://dipl-htl-ing-norbert-rieser.stadtausstellung.at/start/


Die gesellschaftliche Entwicklung stellt auch Kirchen vor neue Aufgaben. Sowohl die evangelische als
auch die katholische Kirche stehen vor der Herausforderung, in einem zunehmend polarisierten Umfeld
ihre Rolle als Orte von Dialog, sozialer Verantwortung und christlicher Orientierung glaubwürdig zu
bewahren, während ihre Bindungskraft insbesondere in urbanen Milieus abnimmt. Die Folgen dieser
Verschiebungen werden vielfach erst allmählich sichtbar.

In ländlichen Regionen findet der Ruf nach Ordnung, Klarheit und Stabilität verständlicherweise breite
Resonanz. Zugleich ist zu berücksichtigen, dass sich viele Menschen außerhalb der Ballungsräume
seit längerem als weniger wahrgenommen oder strukturell benachteiligt erleben. 

Diese  Erfahrung  prägt  auch  die  kirchliche  Wirklichkeit:  Pfarrerinnen  und  Pfarrer  übernehmen  im
ländlichen  Raum  häufig  bewusst  die  Rolle  enger  seelsorglicher  Begleiter  in  überschaubaren,
traditionsverbundenen Gemeinschaften. Dadurch bleibt die kirchliche Nähe vor Ort erhalten, zugleich
werden übergeordnete gesellschaftliche Entwicklungen und ihre langfristigen Folgen nicht überall im
gleichen Maß thematisiert wie in städtischen Kontexten.

Vor  diesem  Hintergrund  gewinnt  der  Bildungsauftrag  der  Kirchen  an  Bedeutung.  Es  wäre
wünschenswert, wenn kirchliche Bildungswerke auch in ländlichen Regionen stärker präsent wären und
ein  breiteres,  gut  zugängliches  Angebot  an  Vorträgen,  Gesprächsformaten  und  praktischen  Orien-
tierungsangeboten sich entwickeln könnte. 

Dabei ist die Kostenfrage ein wichtiges Thema: Bildungsarbeit muss so gestaltet sein, dass sie für
Gemeinden  leistbar  bleibt.  Ein  gangbarer  Weg  könnte  darin  bestehen,  Kompetenzen  engagierter
Kirchenmitglieder  gezielt  einzubinden  –  etwa  durch  Vorträge  aus  der  Gemeinde,  moderierte  Ge-
sprächskreise,  thematische  Abende  oder  regionale  Netzwerke.  Solche  Formate  fördern  nicht  nur
Wissen  und  Orientierung,  sondern  stärken  zugleich  Gemeinschaft,  Eigenverantwortung  und
Gesprächskultur.

Kirchliche  Bildungsarbeit  wie  hier  vorgeschlagen,  versteht  sich  als  Einladung  zum  gemeinsamen
Nachdenken  über  Glauben,  und  darüber  hinaus  über  Gesellschaft  und  Lebensfragen  –  nicht  als
Belehrung, dort, wo Menschen ihren Alltag gestalten: in den Gemeinden vor Ort. 

Meine  Erfahrung  zeigt,  dass  Menschen  am  Land  ein  Bedürfnis  nach  persönlicher  Ansprache  ,
ernsthaftem  Gedankenaustausch  und  Kulturangebote  haben,  das  sich  nicht  in  Gesprächen  beim
Kirchencafé  erschöpft.  Möglicherweise kann eine Zusammenarbeit  aus politischen Gemeinden und
Pfarrgemeinden, auch durch ökumenische Zusammenarbeit, neue Wege eröffnen. 
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